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    Berlin, 16. Februar 2024 

 
 
Stellungnahme DEKRA: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des BKrFQG 
und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften und zum Entwurf 
einer Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer 
Fahrerqualifizierungsnachweise, sowie zur Änderung der BKrFQV und 
anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Die DEKRA Akademie GmbH ist seit vielen Jahrzehnten als branchenübergreifender 
Bildungspartner im Bereich Erwachsenenbildung und Fachkräftequalifizierung tätig 
und kann bei der Aus- und Weiterbildung von Berufskraftfahrerinnen und 
Berufskraftfahrern (BKF) einen hohen Erfahrungs-, Qualitäts- und Innovationsstand 
vorweisen. Im Rahmen der angebotenen Dienstleistungen führt DEKRA jährlich 
Weiterbildungsmaßnahmen bei 150.000 Fahrer:innen durch. Unsere Kund:innen und 
Auftraggeber sind deutsche Logistik- und Transportfirmen sowie Handelsunternehmen, 
die auf diesem Weg die Erfüllung der gesetzlich gestellten Anforderungen an 
Ausbildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen gemäß BKrFQG sicherstellen. 
 
Die deutsche Transport- und Logistikbranche steht angesichts des bestehenden Fach- 
und Arbeitskräftemangels vor großen Herausforderungen hinsichtlich der 
Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte. DEKRA begrüßt vor diesem Hintergrund die 
Novellierungsbestrebungen des BMDV, insbesondere hinsichtlich der Berücksichtigung 
von synchronen und asynchronen Lernformen.  

Stellungnahme DEKRA zum BKrFQG 

Frau 
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Für die Möglichkeit zur Stellungnahme bedanken wir uns recht herzlich und äußern uns 
gerne zu folgenden Aspekten:   
 
Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer  
Fahrerqualifizierungsnachweise sowie zur Änderung der BKrFQV und anderer 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften: 
 

- Artikel 1, §3 Erwerb der Ergänzungsqualifikation (2): „Die Dauer des Unterrichts 
beträgt 35 Stunden zu je 60 Minuten (Unterrichtseinheiten), einschließlich 
mindestens 2,5 Stunden, in denen ein Kraftfahrzeug der betreffenden Klasse 
unter Aufsicht einer Person geführt wird, die eine gültige Fahrlehrerlaubnis für 
die jeweilige Fahrerlaubnisklasse nach dem Fahrlehrergesetz besitzt.“ 

o Die Dauer des vorgeschriebenen Unterrichts im Rahmen der 
Ergänzungsqualifikation entspricht eins zu eins der Dauer der 
Pflichtweiterbildung innerhalb von 5 Jahren. Hier sollte eine klare 
Regelung angestrebt werden, die eine getrennte Unterrichtung von 
Weiterbildung (Wochenschulung 35 Stunden) und 
Ergänzungsqualifikation vorsieht, um den unterschiedlichen 
Zielsetzungen gerecht zu werden: dies ist einerseits die Vermittlung 
grundlegender Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der 
Ergänzungsqualifikation und andererseits die Aktualisierung 
vorhandener Kenntnisse erfahrener Kraftfahrer im Rahmen der 
Weiterbildung.  
 

- Artikel 1, §3 Erwerb der Ergänzungsqualifikation (2), „Während des Unterrichts 
sind jeweils die erforderlichen grundlegenden Kenntnisse und Fertigkeiten aus 
den in Anlage 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung aufgeführten 
Kenntnisbereichen zu vermitteln.“  

o Aus Sicht von DEKRA ist zu spezifizieren, was konkret mit grundlegenden 
Kenntnissen und Fertigkeiten gemeint ist. Sind hiervon sämtliche 
Kenntnisbereiche und Unterkenntnisbereiche betroffen?   

▪ s. ebenfalls Anlage 1: Welche Inhalte müssen auf Basis der 
(Unter)kenntnisbereiche gemäß Anlage 1 BKrFQV weiterhin in 
Präsenz gelehrt werden und nicht synchron oder asynchron digital 
vermittelt werden? 
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- Artikel 2, Punkt 4: „nach § 4 Absatz 3 werden folgende Absätze 3a und 3b 
eingefügt […]“ 

o Festlegung UE E-Learning: Die Festlegung auf maximal 12 digitale 
Unterrichtseinheiten ist für die Branche und die Kund:innen nicht 
optimal. Diese Regelung würde bedeuten, dass entweder 3 Tage Präsenz 
mit erhöhter täglicher Stundenzahl (7,66 Zeitstunden statt 7 Zeitstunden) 
oder 4 Tage Präsenz und mit weniger Stunden pro Tag notwendig wären 
(5,75 Zeitstunden). Vielmehr wäre eine Regelung wünschenswert, bei der 
14 Stunden online und 21 Stunden in Präsenz festgelegt würden. Dann 
könnten volle 2 Präsenztage durch Online-UE ersetzt werden, und 3 
analoge Präsenztage stattfinden.  

▪ Auf S. 28 im Referentenentwurf heißt es in diesem 
Zusammenhang: „Je nach Format können bei einer 35-stündigen 
Weiterbildung bis zu 2 Tage online absolviert werden. Da auf der 
anderen Seite manche Betroffene die Absolvierung der 
Weiterbildung vollständig in Präsenz präferieren werden, wird von 
durchschnittlich einem Online-Tag (und somit einem eingesparten 
Präsenz-Tag) pro Weiterbildung ausgegangen.“  Hier ist von 2 
Tagen (jew. 8 Stunden) die Rede, was aber im bekannten Modell 
insgesamt 14 Stunden (jew. 7 Stunden) sein müssten. Aus Sicht von 
DEKRA wäre es daher eine Spezifizierung hilfreich, welchen 
Spielraum es hier gibt.  

o Synchrone und asynchrone Lernformen sollten ebenfalls im Rahmen der 
beschleunigten Grundqualifikation ermöglicht werden, um die Flexibilität 
und Attraktivität zu erhöhen und der Digitalisierung Rechnung zu tragen (der 
Anteil digitaler Inhalte sollte dabei dem Verhältnis des derzeitigen 
Vorschlages von 12 zu 35 Stunden entsprechen).  Aus Sicht der Branche sollte 
zudem die Implementierung von synchronen und asynchronen Lernformen-
Tools im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation ebenfalls bei der 
Rekrutierung von Berufskraftfahrern aus Drittländern erwogen werden. 
Konkret sollte die kontrollierte Durchführung des Online-Anteils in 
Drittländern durch akkreditierte deutsche Dienstleister ermöglicht werden – 
im Sinne der Prozesseffizienz, eines effektiveren Anwerbungs-, 
Qualifikations- und Vermittlungsprozesses und der zielführenden 
Gewinnung von Fachkräften. Die Festlegung eines festen Präsenz-Anteils in 
Deutschland vor Ort ist dabei eine wichtige Komponente, um EU-Recht zu 
wahren.  
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Weitere Punkte:    
 

- Artikel 2, Punkt 2, Änderung §2, b)  
o Mit welcher Begründung wird hier von den in der TFEP angebotenen 

Fremdsprachen abgewichen (es fehlen Französisch, Italienisch, 
Portugiesisch und Griechisch)? Welche Kriterien wurden hier zugrunde 
gelegt? Können diese Kriterien auch für die TFEP angewendet werden? 
Eine Verzahnung mit der Fahrerlaubnisprüfung wäre sinnvoll.   
 

- Artikel 3, Punkt 9 b)  
o Die Einführung und das kontinuierliche Training einer Fremdsprache 

gehen mit erheblichen Kosten einher. Zwischen dem BMDV und den 
Technischen Prüfstellen wurde vereinbart, dass für Ukrainisch mit Blick 
auf die gesamtgesellschaftliche Unterstützung die zusätzlichen Kosten 
nicht kalkuliert werden. Für zukünftige Erweiterungen der angebotenen 
Fremdsprachen bedarf es hingegen zwingend der Anpassung der 
GebOSt (s. Artikel 5).  

o Die Inkraftsetzung von Ukrainisch und Kurmandschi muss schrittweise 
erfolgen. Während für Ukrainisch aufgrund langfristiger Ankündigungen 
durch das BMDV bereits umfassende Vorbereitungen getroffen worden 
sind, ist dies für Kurmandschi nicht der Fall. 

o Ukrainisch kann folglich zum 01.10.2024 eingeführt werden. 
Kurmandschi könnte hingegen erst zum 01.10.2026 eingeführt werden.  

o Folglich müsste die Reihenfolge geändert werden: „m) Ukrainisch“ und 
„n) Kurmandschi“. 

o Dann muss die FeV schrittweise zu den entsprechenden 
Inkraftsetzungsterminen angepasst werden (s. Kommentar zu Artikel 6). 

o Empfehlung: Künftig bedarf es nachvollziehbarerer Kriterien, welche 
Fremdsprachen in der TFEP angeboten werden (z. B. Anzahl der 
potenziellen Nutzer; fehlende Sprachverwandtschaft mit bereits 
angebotenen Sprachen usw.). 
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- Artikel 6, Inkrafttreten   
o Dies ist für Artikel 3 Nr. 9 (b) nicht möglich.  
o Die inhaltlichen Vorbereitungen, die Umstellung der technischen 

Systeme sowie die mit allen Beteiligten des Fahrerlaubniswesens 
vereinbarten festen inhaltlichen Aktualisierungszyklen ergeben folgende 
Inkraftsetzungstermine: 

o „m) Ukrainisch“: 01.10.2024 
o „n) Kurmandschi“: 01.10.2026  

 

Wir würden uns freuen, wenn die von uns geschilderten Aspekte im weiteren 
Entscheidungsprozess Berücksichtigung fänden und stehen für weiterführende 
Gespräche sehr gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen        

 

 

 

 

 

          

 

 

 

 

 

       

Leiterin 
DEKRA Konzernrepräsentanz Berlin
  

Senior Referent 
DEKRA Konzernrepräsentanz Berlin 
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Über DEKRA 

Seit fast 100 Jahren arbeitet DEKRA für die Sicherheit: Aus dem 1925 in Berlin gegründeten 
Deutschen Kraftfahrzeug-Überwachungs-Verein e.V. ist eine der weltweit führenden 
Expertenorganisationen geworden. Die DEKRA SE ist eine hundertprozentige 
Tochtergesellschaft des DEKRA e.V. und steuert das operative Geschäft des Konzerns. Im Jahr 
2022 hat DEKRA einen Umsatz von fast 3,8 Milliarden Euro erzielt. Knapp 49.000 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in rund 60 Ländern auf fünf Kontinenten im Einsatz. Mit 
qualifizierten und unabhängigen Expertendienstleistungen arbeiten sie für die Sicherheit im 
Verkehr, bei der Arbeit und zu Hause. Das Portfolio reicht von Fahrzeugprüfungen und 
Gutachten über Schadenregulierung, Industrie- und Bauprüfung, Beratungs- und 
Schulungsleistungen sowie die Prüfung und Zertifizierung von Produkten und Systemen, auch 
in der digitalen Welt, bis zur Zeitarbeit. Die Vision bis zum 100. Geburtstag im Jahr 2025 lautet: 
DEKRA wird der globale Partner für eine sichere und nachhaltige Welt. DEKRA gehört schon 
heute mit dem Platinum-Rating von EcoVadis zu den Top-1-Prozent der nachhaltigen 
Unternehmen im Ranking. 




